
beit der unteren Gerichte nur zu verbessern und zu 
korrigieren, nicht aber anzuleiten und zu qualifizieren6.
Auch J a h n 7  u n d  S t r a s b e r g 8  äußerten ähnliche 
Bedenken, wenn sie zu häufige und umfangreich 
durchgeführte eigene Beweisaufnahmen durch das 
Rechtsmittelgericht als einen Verstoß gegen das Gesetz 
bewerteten.
Dennoch gab es gegen eine solche einengende Aus­
legung auch Gegenargumente, die wohl am überzeu­
gendsten von Z i e g l e r  begründet wurden. Er warf 
die Frage auf, ob die Bestimmungen der StPO, die eine 
eigene Beweisaufnahme des Rechtsmdttelgerichts stark 
einengen, unter Berücksichtigung des Rechtspflege­
erlasses noch dem Stand der Entwicklung der Recht­
sprechung entsprechen. Dabei wies er darauf hin, daß 
mit der eigenen Beweisaufnahme den unteren Gerich­
ten nicht die Arbeit erspart oder das Verfahren be­
schleunigt werden soll, ihnen aber am praktischen 
Beispiel demonstriert werden kann, inwieweit die 
eigene Beweisaufnahme unvollständig war und wie 
eine umfassende Beweisaufnahme durchzuführen ist.

6 Löwenthal / Mühlberger, a. a. O., S. 740.
7 Jahn, „Zur Arbeitsweise des Bezirksgerichts bei der Leitung 
der Rechtsprechung der Kreisgerichte“, NJ 1963 S. 78; Ranke, 
a. a. O.
8 strasberg, „Über die Arbeit des Bezirksgerichts Schwerin bei
der Leitung der Kreisgerichte“, NJ 1963 S. 176 ff. (177).

Er hat mit Recht darauf hingewiesen, daß das Beispiel 
manchmal besser wirkt als viele belehrende Worte9. 
Der von Ziegler entwickelte Grundgedanke sollte auch 
im StPO-Entwurf stärker seinen Niederschlag finden. 
Dazu müßte die Konzeption des Entwurfs geändert 
werden. Daß die eigene ausnahmsweise durchzufüh­
rende Beweisaufnahme im Rechtsmittelverfahren nach 
wie vor nur ergänzenden Charakter in dem von Ranke 
erläuterten Sinn haben soll, wird ausdrücklich in § 300 
Abs. 2 hervorgehoben. Zum anderen geht es bei der 
eigenen Beweisaufnahme nicht nur darum, inwieweit 
sie „zur Entscheidung erforderlich“, sondern ob sie im 
Interesse aller Beteiligten und unter dem Aspekt einer 
wirkungsvollen Anleitung geboten ist. Deshalb sollte 
das Wort „ergänzende“ in § 300 Abs. 2 gestrichen und 
§ 302 Abs. 2 wie folgt formuliert werden:

„Das Gericht kann, soweit dies erforderlich ist, aus­
nahmsweise eine eigene Beweisaufnahme durchfüh­
ren, wenn der Angeklagte anwesend ist.“

Damit würde deutlich, daß der Ausnahmecharakter 
eigener Beweiserhebungen im Rechtsmittelverfahren 
beibehalten bleibt, jedoch ihr Sinn nicht nur in einer 
ergänzenden Beweisaufnahme, sondern in der Wahr­
nehmung der Verantwortung für die Leitung der Recht­
sprechung durch das übergeordnete Gericht besteht.

9 Ziegler, „Es geht um eine höhere Qualität der Recht­
sprechung“, NJ 1963 S. 193 ff. (196).

dfrarickta
Zur Anwendung des § 4 JGG und zur differenzierten Bekämpfung 
von Straftaten Jugendlicher

Das Kollegium für Strafsachen des Obersten Gerichts 
beriet am 6. April 1967 mit den für Jugendsachen ver­
antwortlichen Richtern der Bezirksgerichte über zwei 
wichtige Fragen des Jugendverfahrens: über die An­
wendung des Beschlusses des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zu § 4 JGG in der gerichtlichen Tätigkeit 
(NJ 1965 S. 711) und über Probleme der Rechtspre­
chung bei gruppenweise begangenen Straftaten Jugend­
licher. Grundlage der Beratung waren umfangreiche 
Untersuchungen der Arbeitsgruppe Jugendstrafrecht 
des Obersten Gerichts sowie Berichte einiger Bezirks­
gerichte über Erfahrungen, die bei der Überprüfung 
der Rechtsprechung der Kreisgerichte auf diesem Ge­
biet gesammelt wurden. Die Ergebnisse der Problem­
tagung lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 
Eine systematische Anleitung der Jugendrichter, die 
ihnen hilft, die Problematik der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit Jugendlicher zu beherrschen, ist deshalb 
so bedeutsam, weil die Feststellung der Schuldfähig­
keit untrennbarer Bestandteil einer tatbezogenen Er­
forschung der Persönlichkeit im Jugendstrafverfahren 
ist und zur Festlegung richtiger Maßnahmen zur Er­
ziehung des Jugendlichen beiträgt. Mit dem tiefen Ein­
dringen in die Besonderheiten der geistigen und mora­
lischen Entwicklung des Rechtsverletzers erhält das 
Gericht zugleich Hinweise, die es ihm ermöglichen, die 
erzieherische Aktivität der gesellschaftlichen Kräfte 
sowohl bei der Entwicklung des Verantwortungs­
bewußtseins des Jugendlichen als auch bei der Über­
windung negativer oder gleichgültiger Verhaltenswei­
sen Erwachsener zu fördern und hervorzurufen.
Die gerichtliche Praxis bei der Prüfung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit Jugendlicher hat sich auf der 
Grundlage des Präsidiumsbeschlusses zu § 4 JGG ins­
gesamt verbessert. Jedoch gibt es noch Mängel bei der 
Anwendung des § 4 JGG, die zum Teil auf Unklar­
heiten, zum Teil auf oberflächlicher Arbeitsweise man­
cher Gerichte beruhen.

Die im Beschluß genannten Kriterien für die Ein­
holung von Gutachten werden im allgemeinen beach­
tet Aus der relativ hohen Quote der Gutachten, die 
die Scbuldfähigkeit des Jugendlichen 'bejahen, kann 
nicht ohne weiteres gefolgert werden, daß es in diesen 
Fällen überflüssig war, Gutachten einzuholen. Häufig 
geht aber aus den Ersuchen nicht hervor, aus welchen 
Gründen die Gerichte eine Begutachtung für erforder­
lich halten .und zu welchen Fragen sich der Gutachter 
äußern soll. Dabei ist nachdrücklich darauf hinzuwei­
sen, daß die in Ziff. 8 des Beschlusses genannten Kri­
terien — im Unterschied zu den in Ziff. 7 angeführten 
— nur im Zusammenhang mit anderen begründeten 
Faktoren eine Begutachtung rechtfertigen.
Die Bezirksgerichte haben sich bei der Anleitung der 
Jugendrichter insbesondere auf folgende Fragen zu 
konzentrieren:
1. Es muß Klarheit darüber bestehen, daß die im Be­
schluß angeführten Kriterien für die Einholung von 
Gutachten nur — wenn auch detaillierte — Hinweise 
geben, nicht aber ausschließlichen Charakter tragen. 
Die Direktoren der Kreisgerichte und die Bezirksge­
richte haben die Praxis auf diesem Gebiet regelmäßig 
einzuschätzen .und die Jugendrichter bei einer diffe­
renzierten und zweckmäßigen Einholung von psycho­
logischen bzw. psychiatrischen Gutachten anzuleiten.
2. Bei der Einholung von Gutachten hat das Gericht 
exakt anzugeben, aus welchen Gründen es eine Begut­
achtung des Jugendlichen für erforderlich hält und 
zu welchen Fragen der Gutachter Stellung nehmen soll.
3. Das Gericht muß e i g e n v e r a n t w o r t l i c h  prü­
fen, ob die Voraussetzungen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit nach § 4 JGG vorliegen, und sich in 
seinem Urteil kritisch mit dem Gutachten auseinander­
setzen.
4. Die Rechtspflegeorgane sollten gemeinsam mit den 
Organen der Jugendhilfe und den Gutachtern darüber
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